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KOMMENTIERT

Signal vor allem nach Europa
Stephan Fischer über die Kabinettsumbildung in Polen

Die Kabinettsumbildung in Warschau hat es in sich: Zusammen mit der
Ablösung von Premierministerin Szydło vor nicht einmal einem Monat hat
sich das Personaltableau vor allem mit Blick auf das europäische Ausland
vollständig gewandelt. Mit dem Chefdiplomaten Waszczykowski, der sich
durch wenig diplomatisches Geschick auszeichnete, sowie Außenminister
Macierewicz wurden zwei Minister ihres Postens enthoben, die für einen
Konfrontationskurs gegenüber der EU standen. Dem neuen Premier Mora-
wiecki ist, unter Mitwirkung des Präsidenten Duda, offenbar an der Neu-
justierung der Beziehungen zu Brüssel gelegen – nicht von ungefähr er-
folgte die Umbesetzung an jenem Tag, an dem er sich mit Jean-Claude
Juncker treffen wollte.
Nicht nur Juncker dürfte erfreut zur Kenntnis genommen haben, dass

sich das neue Kabinett neben der polnischen auch vor Europafahnen prä-
sentierte. Der EU-Kommissionschef gab sich schon vor dem Treffen ver-
söhnlich: »Ich bin nicht in kriegerischer Stimmung.« Und: EU-Gelder zu
kürzen sei der falsche Weg. Es bleibt aber höchst fraglich, ob mit den op-
tischen und rhetorischen Entspannungssignalen nach außen ein Politik-
wechsel vor allem im Innern einhergeht. Die Zeichen stehen weiter auf
tief greifenden Staatsumbau – und zwar nur im Sinne der PiS.

Tödliche Polizeischüsse
Olaf Standke über eine erschreckende Statistik in den USA

Fast 1000 Todesschüsse haben US-Polizisten im vergangenen Jahr abgege-
ben, noch einmal mehr als 2016. Als der unbewaffnete afroamerikanische
Schüler Michael Brown vor mehr als drei Jahren in der Stadt Ferguson von
einem Gesetzeshüter getötet wurde und dem staatlich sanktionierten Mord
landesweit Unruhen und Demonstrationen gegen Polizeigewalt folgten, ent-
schloss sich die »Washington Post« zu einer landesweiten Erfassung aller
vergleichbaren Todesfälle. Denn Bürgerrechtler wussten schon lange, dass
die Behörden die offizielle Statistik für dieses gravierende gesellschaftliche
Problem manipulierten. Doch trotz aller Debatten seitdem, trotz wütender
Proteste hat sich die Situation nicht gebessert – ob es nun die Zahl der Opfer
ist oder die rassistisch grundierte Tatsache, dass 22 Prozent der Erschossenen
männliche Afroamerikaner sind, obgleich ihr Anteil an der Gesamtbevölke-
rung lediglich sechs Prozent ausmacht. Tödliche Polizeieinsätze sind in den
Vereinigten Staaten unendlich häufiger als in anderen westlichen Industrie-
staaten, etwa in Großbritannien, wo so 2016 nur vier Menschen starben. Was
auch mit einem anderen fatalem Phänomen zusammenhängt: Die USA sind
dank mächtiger Waffenlobby und laxer Gesetze mit Millionen privaten Pisto-
len und Gewehren aufgerüstet wie kaum ein anderes Land; dort wird von
vielen schneller gezogen als anderorts.

Versprechen ohne Wert
Jürgen Amendt über gebührenfreie Kitas und Ganztagsschulen für alle

»Das Thema Bildung muss ein Leuchtturmprojekt in der künftigen Re-
gierung sein.« Das erklärte die frühere Bundesfamilienministerin und
heutige Ministerpräsidentin von Mecklenburg-Vorpommern, Manuela
Schwesig, dieser Tage in einem Radiointerview, kurz vor Beginn der
Sondierungsverhandlungen zwischen ihrer Partei, der SPD, und der
Union. Wie dieses »Leuchtturmprojekt« aussehen soll, verriet Schwesig
auch: gebührenfreie Kitas und ein Rechtsanspruch auf einen Platz in ei-
ner Ganztagsschule. Gleich vier Mal erwähnt Schwesig diesen Rechtsan-
spruch in dem Interview.
Wie das finanziert werden soll, verrät sie allerdings nicht. Die gebüh-

renfreie Kita, wie sie in vielen Bundesländern mittlerweile üblich ist, blieb
auch deshalb ohne Wert, weil nicht gleichzeitig erheblich mehr Geld in die
Betreuungsqualität der Einrichtungen, sprich: mehr Personal, bessere Aus-
stattung, weniger Arbeitszeit für die Beschäftigten, gesteckt wurde. Mit der
Forderung nach Gebührenfreiheit ließen sich zwar in den zurückliegenden
Wahlen Stimmen in der Mittelschicht gewinnen, wichtiger wären aber
bessere Arbeitsbedingungen für die Erzieherinnen gewesen. Es steht zu
befürchten, dass es mit dem Versprechen eines Rechtsanspruchs auf einen
Platz an einer Ganztagsschule nicht anders laufen wird.

PERSONALIE

Opfer
Von Simon Poelchau

James Damore wäre so gerne ein
Opfer. Deswegen verklagt er sei-
nen ehemaligen Arbeitgeber, den
Internetriesen Google. Doch wer
jetzt glaubt, dass es sich dabei um
einen gerechten (Klassen-)kampf
eines Davids Damore gegen den
Goliath Google handelt, der irrt.
Stattdessen ist Damores Klage ein
wunderbares Beispiel, warum der
streitbare slowenische Philosoph
Slavoj Žižek es für problematisch
hält, dass sich bei linken Diskussi-
onen über Diskriminierung und
Unterdrückungsmechanismen alle
angeblich auf eine Opferposition
berufen. Denn »selbst die Anhän-
ger der Alt-Right-Bewegung, die
sich über den Terror linksliberaler
Political Correctness beschweren,
stellen sich mittlerweile als Be-
schützer einer bedrohten Minder-
heit dar«, schrieb Žižek.
Nun fühlt Damore sich durch

die Kündigung von Google als
konservativer, weißer Mann dis-
kriminiert. Der Konzern wende
»illegale Einstellungsquoten an,
um den erwünschten Prozentsatz
von Frauen und bevorzugten Min-
derheiten zu erfüllen«, heißt es in
der am Montag öffentlich ge-
machten Klage.
Der Grund für die Kündigung ist

ein von Damore verfasstes zehn-
seitiges Pamphlet, das letzten Au-
gust zunächst anonym auf dem
Blog »Gizmodo« veröffentlicht
wurde. Neben Beschwerden über
die Antidiskriminierungsrichtli-
nien des Konzerns stellte der Ab-

solvent der Eliteuniversität Har-
vard darin eine zweifelhafte These
auf: Der Grund für den geringen
Frauenanteil im IT-Bereich oder in
Chefetagen sieht er weniger im
ausgeprägten Sexismus der Bran-
che oder in soziologischen Grün-
den, sondern vielmehr in angebli-
chen biologischen Unterschieden
zwischen den Geschlechtern. Die
vorherrschende liberale Ideologie
bei Google verhindere jedoch eine
offene Diskussion darüber.
Das Echo in den sozialen Platt-

formen auf Damores krude An-
sichten ließ folglich nicht lange auf
sich warten. »Wenn man an Pri-
vilegien gewöhnt ist, fühlt sich
Gleichheit wie Unterdrückung an«,
schrieb etwa eine Nutzerin beim
Kurznachrichtendienst Twitter.
Es gibt vor allem also zwei Ar-

ten von Diskriminierung: tatsäch-
liche und eingebildete.

James Damore fühlt sich als
weißer Mann benachteiligt.
Foto: dpa/Michael Liedtke

KOLUMNE

Der Weg in die Eskalation
Im Nahen und Mittleren Osten tobt ein Machtkampf zwischen Saudi-Arabien und Iran. Eine Analyse von Jörg Kronauer

Natürlich ist es Unfug, was manche
aus den Teheraner Machtzirkeln be-
haupten: dass Saudi-Arabien die ak-
tuellen Unruhen in Iran angezettelt
habe. Die Wirtschaftsprobleme, de-
retwegen die Menschen rebellieren,
die Jugendarbeitslosigkeit, die Re-
pression – das sind authentische
Protestgründe, genau wie die Forde-
rung, staatliche Mittel nicht für Aus-
landseinsätze der Revolutionsgarden
etwa in Syrien auszugeben, sondern
mit ihnen doch gefälligst die Armut
zu Hause zu bekämpfen. Nur: Das
kann trotz allem nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass Saudi-Arabien
sich seit geraumer Zeit tatsächlich
Mühe gibt, in der iranischen Bevöl-
kerung zu zündeln. »Wir werden da-
rauf hinarbeiten, dass die Schlacht« –
der Machtkampf zwischen Riad und
Teheran um die Hegemonie in Mit-
telost – »innerhalb Irans geführt
wird«, hat Kronprinz Mohammed bin
Salman im Mai 2017 in einem Fern-
sehinterview angekündigt.
Innerhalb Irans? Saudi-Arabien

hat zuweilen die arabische Minder-
heit in der iranischen Provinz Chu-
zestan an der Grenze zu Irak, in der
es eine separatistische Strömung
gibt, aufzuwiegeln versucht; einige
aus der Minderheit beteiligen sich an
den aktuellen Protesten. 2016 hatte
sich Prinz Turki al Faisal, ein ein-
flussreicher Angehöriger der saudi-
schen Machtzirkel, auf einer Ver-
sammlung der iranischen Volksmu-
jahedin gezeigt. Auch wenn nicht
klar ist, inwiefern Riad mit derlei
Maßnahmen Erfolg hat: Die Beispie-
le ließen sich vermehren.
Gleichzeitig dehnt Saudi-Arabien

das Schlachtfeld räumlich immer
weiter aus. Als wäre es nicht schon
schlimm genug, dass der Macht-
kampf zwischen Riad und Teheran
von Libanon über Syrien und Irak
bis nach Jemen den gesamten Na-

hen und Mittleren Osten erschüttert:
Im Dezember hat die saudische
Staatsführung ihren nächsten
Schritt getan und begonnen, nun
auch die Sahelzone in die Ausei-
nandersetzung einzubeziehen. Dort
bauen Berlin, Paris und Brüssel ge-
rade eine »G5 Sahel«-Kampftruppe
auf, die – bestehend aus Soldaten
Mauretaniens, Malis, Burkina Fasos,
Nigers und Tschads – in Zukunft
Operationen gegen Djihadisten,

Flüchtlinge und sonstige Personen
führen soll, die sich die Staaten Eu-
ropas vom Hals halten wollen. Lan-
ge war die Finanzierung ungewiss.
Auf einem Gipfeltreffen in Paris hat
Riad Ende 2017 100 Millionen US-
Dollar zugesagt. Nicht nur das: Au-
ßenminister Adel Al Dschubeir hat
mit Bundeskanzlerin Angela Merkel
und Frankreichs Präsident Emma-
nuel Macron eine militärische Be-
teiligung vereinbart. Leisten soll sie
die »Islamic Military Counter Terro-
rism Coalition« (IMCTC), ein aus
offiziell rund 40 muslimisch ge-
prägten Staaten bestehendes Mili-
tärbündnis, das Riad im Dezember
2015 gegründet hat. »Muslimisch
geprägt« ist ungenau: Es handelt
sich um ein Bündnis sunnitischer

oder doch zumindest mit einer sun-
nitischen Mehrheit ausgestatteter
Staaten; Iran ist ausgeschlossen. Die
IMCTC ist dazu da, den Saudis die
Macht zu sichern und Teheran an
den Rand zu drängen.
Bislang ist Teheran im Macht-

kampf um die Hegemonie im Mittle-
ren Osten erfolgreicher gewesen.
Begonnen hat das schon mit dem US-
Überfall auf Irak, dem Washington
gerne noch den Sturz der Regierung
Irans hätte folgen lassen. Dazu kam
es nicht; stattdessen eroberten ten-
denziell proiranische Schiiten die
Macht in Bagdad. Der nächste Schritt
kam in Syrien: Zielte die westlich-
saudische Umsturzförderung ab
2011 auch darauf ab, mit Präsident
Baschar al-Assad einen Partner Te-
herans zu beseitigen, so ist dies nicht
nur gescheitert. Vielmehr haben ira-
nische Milizen den Einfluss ihrer Re-
gierung in Syrien sogar noch ge-
stärkt. In Jemen galt Irans Einfluss
auf die Houthi 2015, als Saudi-Ara-
bien den Krieg gegen sie startete, als
vergleichsweise gering – inzwischen
ist er, während Riad außerstande ist,
den Krieg zu gewinnen, beträchtlich
gewachsen. Der Versuch, Katar per
Blockade von der Kooperation mit
Iran abzubringen, hat das Emirat nur
noch weiter in die Arme Teherans
getrieben. Der absurde Versuch, den
libanesischen Ministerpräsidenten in
Saudi-Arabien festzusetzen, um ihn
zu zwingen, die proiranische Hiz-
bollah zu isolieren, ist ebenfalls nach
hinten losgegangen.
Was bleibt nach all den Fehl-

schlägen, wenn man – wie der sau-
dische Herrscherclan – trotzdem um
jeden Preis zur Regionalmacht auf-
steigen will? Genau: der Weg in die
Eskalation. Riad, ausgerüstet mit
deutschen Waffen und auch sonst
zuverlässig unterstützt von Berlin,
hat ihn eingeschlagen.

Jörg Kronauer ist Redaktions-
mitglied bei www.german-
foreign-policy.com.
Foto: privat

Zeichnung: Rainer Hachfeld
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Das geht gar nicht

Zu »Neutralität muss bleiben!«,
6.1., S. 13;
online: dasND.de/1075325
Das habe ich an Berlin – dort
wohnhaft bis 1994 – stets ge-
schätzt: das Neutralitätsgebot an
den Schulen. Hier in Hessen gibt es
Religionsunterricht – auch von der
DITIB mitorganisiert. Das geht gar
nicht!
Hans Gielessen, Frankfurt

Und die Welt immer noch so,
wie sie war

Zu »Von der Ware zur Wohnung«,
8.1., S. 10, dasND.de/1075374
Ich kann die Gedanken der Inter-
ventionistischen Linken zur Woh-
nungsfrage gut nachvollziehen.
Wohnen berührt alle. Es sollte je-
dem Linken wichtig sein dafür zu
kämpfen, dass alle in unserer Ge-
sellschaft möglichen Spielräume
maximal im Sinne der einfachen
Menschen genutzt werden. Trotz-
dem greifen die Überlegungen zu
kurz.
Ich kann die Vorstellung nur be-

jahen, dass Wohnen eigentlich kei-
ne Ware sein soll. Das Problem ist
aber: Wohnen ist Ware. Und es
lohnt nicht, in Illusionen darüber
zu schwelgen, dass man das Rad
der Geschichte einfach so zurück-
drehen könnte. Man kann der Ware
Wohnung, die Teil eines kapitalis-
tischen Verwertungsprozesses ge-
worden ist, nicht einfach ihren
Charakter als Ware »abgewöhnen«
und sie zurückverwandeln in einen
nützlichen Gegenstand.
Ich kann nur warnen zu verges-

sen, dass die gesellschaftliche Ent-
wicklung objektiven Gesetzen folgt
und nicht dem freien Flug der Ge-
danken. Zu den objektiven Gege-
benheiten des Kapitalismus gehört
der Profit als Ausgangs- und End-
punkt aller Bewegung.
Wer an einer beliebigen Stelle

meint, das nicht mehr aushalten zu
können, der muss die Profitwirt-

schaft insgesamt in Frage stellen.
Es wird nicht ausreichen, an ein-
zelnen Auswüchsen herumzuku-
rieren. Da hinein kann man viel
Kraft stecken. Man muss sich bloß
darüber im Klaren sein: Irgend-
wann ist diese Kraft zu Ende. Und
die Welt immer noch so, wie sie
war.
Joachim Seider, per E-Mail

Das Recht in einer freien
Gesellschaft

Zu »Chebli will Pflichtbesuche in
KZ-Gedenkorten«, 9.1., S. 2; online:
dasND.de/1075584
Ein Besuch in einem Konzentrati-
onslager ist sinnvoll. Wer selbst
durch die Baracken gelaufen ist
und die Gaskammern gesehen hat,
kann die unsäglichen Leiden der
Insassen besser nachvollziehen, als
wenn er sein Wissen nur abstrakt
aus Schulbüchern oder Filmen be-
zogen hat. Allerdings ist der ver-
pflichtende Besuch ein gefährlicher
Irrweg.
Leitbild einer modernen Demo-

kratie ist der »mündige Bürger« –
also ein Bürger, der frei und
selbstständig denken, fühlen und
handeln soll. Diesem Leitbild wür-
de ein verpflichtender Besuch in
Konzentrationslagern fundamental
widersprechen. Denn man würde
den Bürgern ein bestimmtes Erin-
nerungsgefühl aufoktroyieren
wollen, sie also zur Verfügungs-
masse des Staates degradieren. Ein
mündiger Bürger muss daher den
Besuch in einem Konzentrations-
lager verweigern dürfen. Das wäre
zwar dumm, aber sein Recht in ei-
ner wahrhaft freien Gesellschaft.
Michael Pfeiffer, Neuhausen auf den
Fildern
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